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abgesicherte Nutzungsmöglichkeit verfügt,
zu welchem Zweck diese genutzt und wie
diese finanziert wird.

(2) Eine Wohnung dient als Nebenwohnung im
Sinne des Nordrhein-Westfälischen Melde-
gesetzes, wenn sie von einer dort mit
Nebenwohnung gemeldeten Person be-
wohnt wird. Wird eine Wohnung von einer
Person bewohnt, die mit dieser Wohnung
nicht gemeldet ist, dient die Wohnung als
Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-
Westfälischen Meldegesetzes, wenn sich die
Person wegen dieser Wohnung mit Neben-
wohnung zu melden hätte.

(3) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich
Eigentümer, Hauptmieter oder sonstige
Berechtigte einer Wohnung im Sinne des
Abs. 4, gilt hinsichtlich derjenigen Eigen-
tümer, Hauptmieter oder sonstigen Berech-
tigten, denen die Wohnung als Nebenwoh-
nung im Sinne des Nordrhein-Westfälischen
Meldegesetzes dient, der auf sie entfallende
Wohnungsanteil als Zweitwohnung im Sinne
dieser Satzung. Wird der Wohnungsanteil
eines an der Gemeinschaft beteiligten Ei-
gentümers, Hauptmieters oder sonstigen Be-
rechtigten, unmittelbar oder mittelbar einem
Dritten entgeltlich oder unentgeltlich auf
Dauer überlassen, ist der Wohnungsanteil
Zweitwohnung, wenn er dem Dritten als
Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-
Westfälischen Meldegesetzes dient. Für die
Berechnung des Wohnungsanteils ist die
Fläche der gemeinschaftlich genutzten
Räume an den der Gemeinschaft beteiligten
Personen zu gleichen Teilen zuzurechnen.
Dem Anteil an der Fläche der gemeinschaft-
lich genutzten Räume ist die Fläche der von
dem Miteigentümer oder Mitmieter indivi-
duell genutzten Räume hinzuzurechnen.
Lässt sich der Wohnungsanteil im Einzelfall
nicht konkret ermitteln, wird die Gesamt-
fläche der Wohnung durch die Anzahl aller
Mitinhaber geteilt. Bei der Berechnung des
Wohnungsanteils werden nur volljährige
Personen berücksichtigt. 

(4) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder
umschlossene Raum, der zum Wohnen oder
Schlafen benutzt wird. Als Wohnung gelten
auch Mobilheime, Wohnmobile, Wohnschif-
fe, Wohn- und Campingwagen, die zu
Zwecken des persönlichen Lebensbedarfs für
einen Zeitraum von mehr als drei Monaten
abgestellt werden.

Bekanntmachung der Satzung über die
Erhebung der Zweitwohnungssteuer in der
Stadt Duisburg (Zweitwohnungssteuer-
satzung) vom 05.05.2015

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
27.04.2015 die nachfolgende Satzung beschlos-
sen. 

Die Satzung beruht auf § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV. NRW. S. 666), der §§ 2, 13, 15, 16 und 31
des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 16.09.1997 (GV. NRW. S. 332) sowie der
§§ 1 bis 3 des Kommunalabgabengesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969
(GV. NRW. S. 712) - jeweils in der zum Zeit-
punkt des Erlasses dieser Satzung geltenden
Fassung -.

§ 1 Steuergegenstand

Die Stadt Duisburg erhebt eine Zweitwohnungs-
steuer für das Innehaben einer Zweitwohnung
im Stadtgebiet.

§ 2 Begriff der Zweitwohnung

(1) Zweitwohnung ist jede Wohnung im Sinne 
des Abs. 4, die

a) dem Eigentümer, Hauptmieter oder son-
stigen Berechtigten als Nebenwohnung
im Sinne des Meldegesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen dient,

b) der Eigentümer, Hauptmieter oder sonsti-
ge Berechtigte unmittelbar oder mittelbar
einem Dritten entgeltlich oder unentgelt-
lich überlässt und die diesem als Neben-
wohnung im vorgenannten Sinne dient
oder

c) jemand neben seiner Hauptwohnung
zu Zwecken des eigenen persönlichen 
Lebensbedarfs oder des persönlichen
Lebensbedarfs seiner Familie innehat. 
Dieses gilt auch für steuerlich anerkannte
Wohnungen im eigengenutzten Wohn-
haus. Hinsichtlich der Hauptwohnung
kommt es nicht darauf an, ob und inwie-
weit hinsichtlich dieser über eine rechtlich
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(5) Eine Wohnung verliert die Eigenschaft
einer Zweitwohnung nicht dadurch,
dass ihr Inhaber sie zeitanteilig als
Kapitalanlage nutzt. Eine ausschließ-
liche Nutzung als Kapitalanlage ist
gegeben, wenn der Inhaber die Woh-
nung weniger als einen Monat im Jahr
für seine private Lebensführung nutzt
oder vorhält und sie im Übrigen an
Fremde vermietet oder nach den
äußeren Umständen ausschließ lich an
Fremde zu vermieten sucht.

(6) Eine Wohnung verliert die Eigenschaft
einer Zweitwohnung auch nicht
dadurch, dass sie vorübergehend
anders oder für einen Zeitraum von
weniger als drei Monaten nicht
genutzt wird.

(7) Keine Zweitwohnung im Sinne dieser
Satzung sind:

a) Wohnungen, die von freien Trägern
der Wohlfahrtspflege aus therapeu-
tischen oder sozialpädagogischen
Gründen entgeltlich oder unentgelt-
lich zur Verfügung gestellt werden,

b) Wohnungen, die von Trägern der
öffentlichen und freien Jugendhilfe
entgeltlich oder unentgeltlich zur
Verfügung gestellt werden und
Erziehungszwecken dienen,

c) Wohnungen in Pflegeheimen oder
sonstigen Einrichtungen, die der
Betreuung pflegebedürftiger oder
behinderter Menschen dienen,

d) Räume in Frauenhäusern (Zufluchts-
wohnungen),

e) Räume zum Zwecke des Strafvoll-
zuges,

f) ausschließlich aus beruflichen Grün-
den gehaltene Wohnungen eines
nicht dauernd getrennt lebenden
Verheirateten bzw. eingetragenen
Lebenspartners, dessen eheliche
bzw. lebenspartnerschaftliche Woh-
nung sich in einer anderen Gemein-
de befindet. Dies gilt nicht, wenn
die berufliche Tätigkeit überwiegend
vom Ort der ehelichen bzw. lebens-
partnerschaftlichen Wohnung aus
wahrgenommen wird oder die
Zweitwohnung von beiden Ehepart-
nern oder eingetragenen Lebens-

partnern gemeinschaftlich neben der
Hauptwohnung bewohnt wird. 
Die vorstehenden Regelungen gelten
entsprechend für solche Wohnun-
gen, die ausschließlich zum Zwecke
des Studiums oder der Aus-,
Fort- und Weiterbildung gehalten
werden.

§ 3 Persönliche Steuerpflicht

(1) Steuerpflichtig ist, wer im Stadtgebiet
eine Zweitwohnung oder mehrere
Wohnungen innehat. Inhaber einer
Zweitwohnung ist derjenige, dessen
melderechtlichen Verhältnisse die Be-
urteilung der Wohnung als Zweitwoh-
nung bewirken oder der Inhaber einer
Zweitwohnung im Sinne von § 2 ist.

(2) Sind mehrere Personen gemeinschaft-
lich Inhaber einer Zweitwohnung, so
sind sie Gesamtschuldner gemäß § 44
Abgabenordnung (AO).

(3) Die Steuerpflicht besteht, solange die
Wohnung des Steuerpflichtigen als
Zweitwohnung zu beurteilen ist. Fällt
der Zeitpunkt, mit dem die Beurteilung
der Wohnung als Zweitwohnung
beginnt, nicht auf den ersten Tag eines
Monats, beginnt die Steuerpflicht am
ersten Tag des folgenden Monats. Fällt
der Zeitpunkt, mit dem die Beurteilung
der Wohnung als Zweitwohnung
endet, nicht auf den letzten Tag eines
Monats, endet die Steuerpflicht mit
Ablauf des Monats, in dem der Steuer-
pflichtige die Wohnung aufgibt oder
die Voraussetzungen für die An nahme
einer Zweitwohnung entfallen. 

§ 4 Besteuerungszeitraum

Die Zweitwohnungssteuer ist eine Jahres-
steuer. Besteuerungszeitraum ist das
Kalenderjahr. Besteht die Steuerpflicht
nicht während des gesamten Kalender-
jahres, ist Besteuerungszeitraum der Teil
des Kalenderjahres, in dem die Steuer-
pflicht besteht. 

§ 5 Bemessungsgrundlage

(1) Die Steuer bemisst sich nach der auf
Grund des Mietvertrages im Besteue-
rungszeitraum geschuldeten Nettokalt-
miete. Als im Besteuerungszeitraum
geschuldete Nettokaltmiete ist die für
den ersten vollen Monat des Ermitt-
lungszeitraums geschuldete Nettokalt-
miete, multipliziert mit der Zahl der in
den Besteuerungszeitraum fallenden
Monate, anzusetzen. Sollte im Miet-
vertrag zwischen den Parteien eine
Miete vereinbart worden sein, in der
einige oder alle Nebenkosten für die
Möblierung der Wohnung enthalten
sind, gelten Abs. 2 und 3 entspre-
chend.

(2) Statt des Betrages nach Absatz 1 gilt
als jährliche Nettokaltmiete für solche
Wohnungen, die eigengenutzt, un-
genutzt, zum vorübergehenden Ge-
brauch, unentgeltlich oder unterhalb
der ortsüblichen Miete überlassen
sind, die Miete lt. jeweils gültigem
Mietspiegel der Stadt Duisburg zu
Beginn des Ermittlungszeitraumes.

(3) Lässt sich aus dem jeweils gültigen
Mietspiegel keine Vergleichsmiete für
die Zweitwohnung entnehmen, ist die
Steuer nach der ortsüblichen Miete zu
bemessen, wie sie sich für vergleich-
bare Wohnungen im Stadtgebiet her-
ausgebildet hat.

(4) Bei Wohnwagen, Wohnmobilen und
Wohnschiffen gilt als Nettokaltmiete
die zu zahlende Stell- bzw. Liegeplatz-
miete. Ist keine Miete zu entrichten,
wird die in vergleichbaren Fällen zu
zahlende Stell- bzw. Liegeplatzmiete
zugrunde gelegt. 

§ 6 Steuersatz

Die Steuer beträgt 12 vom Hundert der
Bemessungsgrundlage.
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§ 7 Entstehung des Steueranspruchs

Die Steuer entsteht mit dem Zeitpunkt des
Beginns der Steuerpflicht für den Rest des
Kalenderjahres. Im Übrigen entsteht die
Steuer mit Beginn des Kalenderjahres, für
das die Steuer festzusetzen ist.

§ 8 Anzeigepflicht

(1) Das Innehaben einer oder mehrerer
Zweitwohnungen ist durch die Steuer-
pflichtigen innerhalb eines Monats
nach Beginn der Steuerpflicht gem.
§ 3 Abs. 3 der Stadt Duisburg anzu-
zeigen. 

(2) Hinsichtlich der Steuerpflichtigen, die
bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits
eine oder mehrere Zweitwohnungen
innehaben, beginnt die Monatsfrist
mit Inkrafttreten dieser Satzung.

(3) Die Anmeldung oder Abmeldung von
Personen nach dem Nordrhein-West-
fälischen Meldegesetz gilt als Anzeige
im Sinne dieser Vorschrift.

§ 9 Steuererklärung

(1) Der Steuerpflichtige hat innerhalb
eines Monats nach Aufforderung eine
Steuererklärung nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck abzugeben.
Unbeschadet der sich aus § 8 erge-
benden Verpflichtung kann die Stadt
Duisburg auch jeden zur Abgabe einer
Steuererklärung auffordern, der in der
Stadt Duisburg ohne mit Nebenwoh-
nung gemeldet zu sein, eine melde-
pflichtige Nebenwohnung im Sinne
des Meldegesetzes innehat. 

(2) Die Angaben sind auf Verlangen durch
geeignete Unterlagen, insbesondere
durch Mietverträge und Mietände-
rungsverträge, die die Nettokaltmiete
berühren, nachzuweisen. 

(3) Wenn sich die für die Steuererhebung
relevanten Bemessungsgrundlagen
ändern, ist dies schriftlich oder zur
Niederschrift bei der Stadt Duisburg
innerhalb eines Monats mitzuteilen. 

(4) Der Steuerpflichtige hat in der Steuer-
erklärung seine Hauptwohnung und
eine inländische Anschrift für die Be-
kanntgabe des Steuerbescheides anzu-
geben. Als inländische Adresse für die
Bekanntgabe des Steuerbescheides gilt
die Hauptwohnung, wenn der Steuer-
pflichtige eine inländische Anschrift für
die Bekanntgabe des Steuerbescheides
nicht angibt. Gibt der Steuerpflichtige
auch seine Hauptwohnung nicht an
oder erweisen sich seine Angaben im
Zeitpunkt der Bescheiderteilung als
unzutreffend, gilt als inländische An-
schrift für die Bekanntgabe des Steu-
erbescheides die Anschrift der Neben-
wohnung.

(5) Ist die Nebenwohnung keine Zweit-
wohnung im Sinne von § 2, hat der
Inhaber der Nebenwohnung dies mit
der Steuererklärung zu erklären und
die hierfür maßgeblichen Umstände
anzugeben.

§ 10 Festsetzung und Fälligkeit der
Steuer

(1) Die Stadt Duisburg setzt die Steuer
durch Bescheid fest. In dem Bescheid
kann bestimmt werden, dass er auch
für künftige Besteuerungszeiträume
gilt, solange sich die Bemessungs-
grundlagen und der Steuerbetrag
nicht ändern.

(2) Die Steuer wird vierteljährlich am
15. Februar, 15. Mai, 15. August und
15. November mit je einem Viertel des
Jahresbetrages fällig. Sie kann auf vor-
herigen Antrag zum 1. Juli in einem
Jahresbetrag entrichtet werden. Ein
Wechsel der Zahlungsweise ist nur für
das Folgejahr möglich. Der Antrag ist
vor dem 30. November zu stellen. Die
beantragte Zahlweise bleibt solange
maßgebend, bis ihre Änderung bean-
tragt wird. Für zurückliegende Zeiträu-
me wird die Steuer einen Monat nach
Bekanntgabe des Steuerbescheides
fällig.

§ 11 Mitwirkungspflichten Dritter

Grundstückseigentümer, Wohnungseigen-
tümer und sonstige Wohnungsgeber sind
auf Anfrage zur Mitteilung über die
Person des Steuerpflichtigen und zur
Mitteilung aller für die Steuererhebung
erforderlichen Tatbestände verpflichtet
(§ 12 Abs. 1 Satz 3 KAG NRW i. V. m.
§ 93 AO). 

§ 12 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steu-
erpflichtiger oder bei Wahrnehmung
der Angelegenheiten eines Steuer-
pflichtigen leichtfertig
1. über steuerrechtlich erhebliche Tat-
sachen unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben macht oder

2. die Gemeinde pflichtwidrig über
steuerrechtlich erhebliche Tatsachen
in Unkenntnis lässt und dadurch
Steuern verkürzt oder nicht gerecht-
fertigte Steuervorteile für sich oder
einen anderen erlangt. 

Die Strafbestimmungen des § 17 KAG
NRW bleiben unberührt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer
1. den Anzeigepflichten nach § 8 nicht
nachkommt,

2. als Inhaber einer Zweitwohnung im
Erhebungsgebiet entgegen § 9
Abs. 1 nicht rechtzeitig seine
Steuererklärung nach amtlich vor-
geschriebenem Vordruck abgibt,

3. die in § 9 Abs. 2 genannten Unter-
lagen nicht einreicht,

4. die Änderungen nach § 9 Abs. 3
nicht fristgemäß mitteilt,

5. als Grundstückseigentümer, Woh-
nungseigentümer, Wohnungsgeber
und andere Person seinen Mitwir-
kungspflichten nach § 12 nicht
nachkommt,

6. Belege ausstellt, die in tatsächlicher
Hinsicht unrichtig sind.

(3) Gemäß § 20 Abs. 3 KAG NRW kann
eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1
mit einer Geldbuße bis zu zehntau-
send Euro und eine Ordnungswidrig-
keit nach Abs. 2 mit einer Geldbuße
bis zu fünftausend Euro geahndet
werden. 
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§ 13 Datenübermittlung von der
Meldebehörde 

(1) Die Meldebehörde der Stadt Duisburg
übermittelt dem Amt für Rechnungs-
wesen und Steuern zur Sicherung des
gleichmäßigen Vollzugs der Zweitwoh-
nungssteuersatzung bei Einzug eines
Einwohners, der sich mit einer Neben-
wohnung meldet, gem.  § 16 Abs. 3
MG NRW die folgenden personen-
bezogenen Daten des Einwohners
gemäß § 31 Abs. 1 MG NRW:

1.   Vor- und Familiennamen,
2.   früherer Name,
3.   akademische Grade,
4.   Ordensnamen, Künstlernamen,
5.   Anschriften,
6.   Tag des Ein- und Auszugs,
7.   Tag und Ort der Geburt,
8.   Geschlecht,
9.   gesetzlichen Vertreter,
10. Staatsangehörigkeit,
11. Familienstand,
12. Übermittlungssperren sowie
13. Sterbetag und -ort.

Bei Auszug, Tod, Namensänderung,
Änderung beziehungsweise nachträg-
lichem Bekanntwerden der Anschrift
der Hauptwohnung oder Einrichtung
einer Übermittlungssperre werden die
Veränderungen übermittelt. Wird die
Hauptwohnung oder alleinige Woh-
nung zur Nebenwohnung, gilt dies als
Einzug. Wird die Nebenwohnung zur
Hauptwohnung oder alleinigen Woh-
nung, gilt dies als Auszug. Eine Daten-
übermittlung findet auch dann statt,
wenn die Anmeldung von Nebenwoh-
nungen nachgeholt wird.

(2) Die in Absatz 1 genannte Stelle über-
mittelt dem Amt für Rechnungswesen
und Steuern unabhängig von der
Datenübermittlung gem. Absatz 1 die
Daten derjenigen Einwohner, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Satzung in der Stadt Duisburg bereits
mit Nebenwohnsitz gemeldet sind.

§ 14 Inkrafttreten

Diese Zweitwohnungssteuersatzung tritt
am 01.07.2015 in Kraft. 

Vorstehende Satzung über die Erhebung
der Zweitwohnungssteuer in der Stadt
Duisburg (Zweitwohnungssteuersatzung)
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Duisburg, den 05. Mai 2015

Link
Oberbürgermeister

Bekanntmachung über den Bebau-
ungsplan Nr. 1166  -Röttgersbach-
„Obere Holtener Straße/Ardesstraße“
für einen Bereich zwischen der Obe-
ren Holtener Straße, der Waldecker
Straße, der Unteren Holtener Straße
und der Ardesstraße 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
27.04.2015 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1166
-Röttgersbach- „Obere HoltenerStraße/
Ardesstraße“ als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1166  -Röttgers-
bach- „Obere Holtener Straße/Ardes-
straße“ wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1166  -Röttgers-
bach- „Obere Holtener Straße/Ardes-
straße“ mit Begründung kann im Amt für
Stadtentwicklung und Projektmanage-
ment, Erftstraße 7, Zimmer 2 und 3,
47051 Duisburg an den Werktagen,
montags bis freitags von 8:00 bis 16:00
Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,
2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und
3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung

Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschädi-
gungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB ver-
langen, wenn die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Die Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche kann
der Berechtigte dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in § 44

Auskunft erteilt:
Frau Mareczek
Tel.-Nr.: 0203/283-2263
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Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind,
die Fälligkeit des Anspruches herbei-
geführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) bei Zustandekommen
dieser Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6
Satz 1 Gemeindeordnung NRW nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher beanstan-
det oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 1166  -Röttgersbach-
„Obere Holtener Straße/Ardesstraße“ in
Kraft.

Duisburg, den 07. Mai 2015

Link 
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr John 
Tel.-Nr.: 0203/283-2977

Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
27.04.2015 folgenden Beschluss gefasst:

In einem Bereich zwischen Vereinsstraße,
Dahlstraße, „Am Kiebitzberg“, Kiebitz-
mühlenstraße, Wiesenstraße, „Am Sta-
dion“ und Volkpark Schwelgern ist ein
Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 1
in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 384 1. Änderung
-Hamborn- durchgeführt.

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes soll nach § 13 Abs. 1 BauGB
(„vereinfachtes Verfahren“) durchgeführt
werden. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird
von der Durchführung einer formalen Um-
weltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ab-
gesehen. Alle von der Planung betroffe-
nen Umweltbelange werden untersucht
und in den Abwägungsprozess eingestellt.

Gemäß § 13 Abs. 2 BauGB wird von der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und der Unterrich-
tung der Einwohnerinnen und Einwohner
nach § 23 Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NRW)  abgesehen.

Duisburg, den 06. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Trappmann

Auskunft erteilt:
Herr John 
Tel.-Nr.: 0203/283-2977

Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
27.04.2015 folgenden Beschluss gefasst:

Für einen Bereich zwischen Halfmann-
straße, Weberstraße und Rückertstraße ist
ein Bebauungsplan im Sinne des § 30
Abs. 1 in Verbindung mit § 13a Bauge-
setzbuch (BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 1214 -Obermarx-
loh- „Halfmannstraße“ durchgeführt.

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes soll nach § 13a (1) BauGB
(„beschleunigtes Verfahren“) durchgeführt
werden. Gemäß § 13 a (2) Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 (3) BauGB wird von der
Durchführung einer formalen Umweltprü-
fung gemäß § 2 (4) BauGB abgesehen.
Alle von der Planung betroffenen Umwelt-
belange werden untersucht und in den
Abwägungsprozess eingestellt.

Duisburg, den 06. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Trappmann

Auskunft erteilt:
Herr John 
Tel.-Nr.: 0203/283-2977
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Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
27.04.2015 folgenden Beschluss gefasst:

Für einen Bereich zwischen Ottostraße
und „Rotem Weg“ ist ein Bebauungsplan
im Sinne des § 30 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 1223 -Homberg-
„Stadtpark Hochheide I“ durchgeführt.

Duisburg, den 06. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Trappmann

Auskunft erteilt:
Herr John 
Tel.-Nr.: 0203/283-2977

Amtliche Bekanntmachung über die
öffentliche Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe:

Mit Bescheid vom 28.04.2015 wurde der
Verein „Tausche Bildung für Wohnen e.V.“
als Träger der freien Jugendhilfe gemäß
§ 75 SGB VIII/KJHG befristet auf ein Jahr
öffentlich anerkannt.

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

H. Pethke
Leiter des Jugendamtes

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203/283-3420

Amtliche Bekanntmachung über die
öffentliche Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe:

Mit Bescheid vom 28.04.2015 wurde der
Verein „Europäische Akademiker aus Gire-
sun e. V.“ als Träger der freien Jugendhilfe
gemäß § 75 SGB VIII/KJHG befristet auf
ein Jahr öffentlich anerkannt.

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

H. Pethke
Leiter des Jugendamtes

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203/283-3420

Amtliche Bekanntmachung über die
öffentliche Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe:

Mit Bescheid vom 28.04.2015 wurde die
Gesellschaft „Lo Tse/Büro für Kinder- und
Jugendhilfe GmbH“ als Träger der freien
Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII/KJHG
unbefristet öffentlich anerkannt.

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

H. Pethke
Leiter des Jugendamtes

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203/283-3420

Amtliche Bekanntmachung über die
öffentliche Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe:

Mit Bescheid vom 28.04.2015 wurde der
Verein „NaturAktiv e.V.“ als Träger der
freien Jugendhilfe gemäß § 75 SGB
VIII/KJHG unbefristet öffentlich anerkannt.

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

H. Pethke
Leiter des Jugendamtes

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203/283-3420

Amtliche Bekanntmachung über die
öffentliche Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe:

Mit Bescheid vom 28.04.2015 wurde der
Verein „Förderverein der OGGS Beet-
hovenstraße e. V.“ als Träger der freien
Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII/KJHG
unbefristet öffentlich anerkannt.

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag 

H. Pethke
Leiter des Jugendamtes

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203/283-3420
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Amtliche Bekanntmachung über die
öffentliche Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe:

Mit Bescheid vom 28.04.2015 wurde der
Verein „DU & Ich e.V.“ als Träger der
freien Jugendhilfe gemäß § 75 SGB
VIII/KJHG befristet auf zwei Jahre öffent-
lich anerkannt.

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

H. Pethke
Leiter des Jugendamtes

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203/283-3420

Amtliche Bekanntmachung über die
öffentliche Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe:

Mit Bescheid vom 28.04.2015 wurde
der Verein „AIDS-Hilfe Duisburg/Kreis
Wesel e. V.“ als Träger der freien Jugend-
hilfe gemäß § 75 SGB VIII/KJHG unbefris-
tet öffentlich anerkannt.

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

H. Pethke
Leiter des Jugendamtes

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203/283-3420

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Leistungsbescheid vom 07.04.2015 für
Izzet Das (12.10.1957) für das Objekt
Friedrich-Alfred-Str. 38, 47226 Duisburg 

Leistungspflichtige/r: Das, Izzet
Az: 62-31-N-2009-0160
Bisherige Anschrift: Händelstr. 5,
47226 Duisburg

Hiermit wird der vorstehend bezeichnete
Empfänger benachrichtigt, dass der
genannte Bescheid

- nicht zugestellt werden konnte, weil
der derzeitige Aufenthaltsort nicht zu
ermitteln war,

- beim Amt für Baurecht und Baubera-
tung Duisburg, Friedrich-Albert-Lange-
Platz 7, 47051 Duisburg, Zimmer 33,
werktags, außer sonnabends, in der
Zeit von 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur
Aushändigung bereitliegt,

- als zugestellt gilt, wenn seit der Ver-
öffentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass
durch die Zustellung durch öffentliche
Bekanntmachung Fristen in Gang
gesetzt werden können, nach deren
Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgt aufgrund der §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV. NRW
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht vom
26.08.1999 (BekanntmVO) in der jeweils
geltenden Fassung.

Duisburg, den 29. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Özay

Auskunft erteilt:
Herr Arslan
Tel.-Nr.: 0203/283-4573

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Leistungsbescheid vom 07.04.2015 für
Seckin Gül-Tümtürk (geb. 28.12.1979) für
das Objekt Friedrich-Alfred-Str. 38, 47226
Duisburg 

Leistungspflichtige/r: Gül-Tümtürk,
Seckin
Az: 62-31-N-2009-0160
Bisherige Anschrift: Salmstr. 22,
47137 Duisburg

Hiermit wird der vorstehend bezeichnete
Empfänger benachrichtigt, dass der
genannte Bescheid

- nicht zugestellt werden konnte, weil
der derzeitige Aufenthaltsort nicht zu
ermitteln war,

- beim Amt für Baurecht und Baubera-
tung Duisburg, Friedrich-Albert-Lange-
Platz 7, 47051 Duisburg, Zimmer 33,
werktags, außer sonnabends, in der
Zeit von 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur
Aushändigung bereitliegt,

- als zugestellt gilt, wenn seit der Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass
durch die Zustellung durch öffentliche
Bekanntmachung Fristen in Gang
gesetzt werden können, nach deren
Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgt aufgrund der §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV. NRW
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht vom
26.08.1999 (BekanntmVO) in der jeweils
geltenden Fassung.

Duisburg, den 29. April 2015
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Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Özay

Auskunft erteilt:
Herr Arslan
Tel.-Nr.: 0203/283-4573

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Gewerbesteuerbescheid für die Jahre
2012 und 2013 vom 19.05.2015
Bescheid über Zinsen zur Gewerbesteuer
2012 und 2013 vom 19.05.2015

Steuerpflichtige: HSI GmbH & Co. KG
Buchungsstelle: 942-0-502-6
Vertragsgegenstand: 232 000 429 300
Bisherige Anschrift: Friedrich-Alfred-
Str. 182-184, 47226 Duisburg

Hiermit wird der vorstehend bezeichnete
Empfänger benachrichtigt, dass die
genannten Bescheide

- nicht zugestellt werden konnten, weil
der derzeitige Aufenthaltsort nicht zu
ermitteln war,

- beim Amt für Rechnungswesen und
Steuern Duisburg, Sonnenwall 85,
47051 Duisburg, Zimmer 504, werk-
tags, außer sonnabends, in der Zeit
von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Aus-
händigung bereitliegen,

- als zugestellt gelten, wenn seit der
Veröffentlichung dieser Benachrichti-
gung zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass
durch die Zustellung durch öffentliche
Bekanntmachung Fristen in Gang
gesetzt werden können, nach deren
Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgt aufgrund der §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV. NRW
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-

nung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht vom
26.08.1999 (BekanntmVO) in der jeweils
geltenden Fassung.

Duisburg, den 13. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Goemans

Auskunft erteilt:
Herr Althoff
Tel.-Nr.: 0203/283-2320

Benachrichtigung über öffentliche Zu-
stellungen gemäß § 10 Verwaltungs-
zustellungsgesetz NRW- LZG NRW

Der an Herrn Lukasz Wroblewski, zuletzt
wohnhaft Neanderstr. 2, 47139 Duisburg,
gerichtete Bescheid, Aktenzeichen
51-33/93Urs38859 wird gemäß §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV.NRW
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-
nung über die   öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht vom
26.08.1999 (BekanntmVO) in der jeweils
gültigen Fassung durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt des Adressaten nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim Ju-
gendamt der Stadt Duisburg, Außenstelle
Meiderich, Von-der-Mark-Str. 36, 47137
Duisburg, Zimmer 404, montags,
mittwochs und donnerstags in der Zeit
von 8:00 Uhr – 16:00 Uhr zur Aushändi-
gung bereit. Es gilt als zugestellt, wenn
seit der Veröffentlichung dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 07. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Urselmann

Auskunft erteilt: 
Frau Urselmann
Tel.-Nr.: 0203/283-7581

Benachrichtigung über öffentliche Zu-
stellungen gemäß § 10 Verwaltungs-
zustellungsgesetz NRW- LZG NRW

Die an Herrn Saidavey, Karwan, zuletzt
wohnhaft Friedhofsallee 146, 47198 Duis-
burg, gerichtete Mitteilung, Aktenzeichen
51-33/94 084431 wird gemäß den §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV.NRW
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht vom
26.08.1999 (BekanntmVO) in der jeweils
gültigen Fassung durch öffentliche
Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt des Adressaten nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim Ju-
gendamt der Stadt Duisburg, Außenstelle
Homberg, Bismarckplatz 1, 47198 Duis-
burg, Zimmer 211, montags, mittwochs
und donnerstags in der Zeit von 8:00 Uhr
– 16:00 Uhr zur Aushändigung bereit. Es
gilt als zugestellt, wenn seit der Veröffent-
lichung dieser Benachrichtigung zwei
Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.
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Duisburg, den 13. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Tria

Auskunft erteilt: 
Frau Tria
Tel.-Nr.: 0203/283-8732

Benachrichtigung über öffentliche Zu-
stellungen gemäß § 10 Verwaltungs-
zustellungsgesetz NRW- LZG NRW

Die an Frau Semra Baytekin, zuletzt wohn-
haft Gottliebstraße 8, 47166 Duisburg,
gerichtete Mitteilung, Aktenzeichen
51-33/91 60.591 wird gemäß den §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV.NRW
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht vom
26.08.1999 (BekanntmVO) in der jeweils
gültigen Fassung durch öffentliche
Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt der Adressatin nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim Ju-
gendamt der Stadt Duisburg, Außenstelle
Walsum, Friedrich-Ebert-Str. 152, 47179
Duisburg, Zimmer 103, montags,
mittwochs und donnerstags in der Zeit
von 8:00 Uhr – 16:00 Uhr zur Aushändi-
gung bereit. Es gilt als zugestellt, wenn
seit der Veröffentlichung dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 15. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Jacobs

Auskunft erteilt 
Frau Jacobs
Tel.-Nr.: 0203/283-5253

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Der an Giulian Mihai zuletzt wohnhaft
Mallinckrodtstr. 55, 47055 Duisburg
gerichtete Bußgeldbescheid vom
24.04.2015, Aktenzeichen
222002007189 SB 113 wird gemäß §§ 1
und 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeszustellungsgesetz – LZG NRW)
vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in Ver-
bindung mit § 4 der Verordnung über die
öffentliche Bekanntmachung von kommu-
nalem Ortsrecht (BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der je-
weils geltenden Fassung durch öffentliche
Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim
Ordnungsamt, Königstraße 63-65,
47051 Duisburg, Zimmer 307, werktags,
außer samstags, in der Zeit von 8.00 Uhr
bis 16.00 Uhr zur Abholung bereit. Es gilt
zwei Wochen nach dieser Bekannt-
machung als zugestellt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können. 

Duisburg, den 15. Mai 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Schubert

Auskunft erteilt:
Frau Drost
Tel.-Nr.: 0203/283-2679

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Der an Herrn Niels Wilhemus Hubertus
Vinclair zuletzt wohnhaft Havenstraat 34 B,
NL-6171 EE Stein gerichtete Bußgeld-
bescheid vom 27.01.2015, Aktenzeichen
222001925257 SB 111 wird gemäß §§ 1
und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz – LZG NRW) vom
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in Verbin-
dung mit § 4 der Verordnung über die öf-
fentliche Bekanntmachung von kommuna-
lem Ortsrecht (BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der
jeweils geltenden Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim 
Bürger- und Ordnungsamt, Königstraße
63-65, 47051 Duisburg, Zimmer 326,
werktags, außer samstags, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung 
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können. 

Duisburg, den 28. April 2015

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Schubert

Auskunft erteilt:
Frau Küppers
Tel.-Nr.: 0203/283-6008
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Bekanntmachungen der Sparkasse
Duisburg

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3202342105 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassen-
buches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vorle-
gung des Sparkassenbuches anzumelden,
da andernfalls das Sparkassenbuch für
kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 30. April 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3201700303 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassen-
buches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vorle-
gung des Sparkassenbuches anzumelden,
da andernfalls das Sparkassenbuch für
kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 06. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 4200285478 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassen-
buches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vorle-
gung des Sparkassenbuches anzumelden,
da andernfalls das Sparkassenbuch für
kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 08. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3200149957
(alt 100149954) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3201185117 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3201323528 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3201417106 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015  

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3201239401 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3202202226 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3227105818
(alt 127105815) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3209147580
(alt 109147587) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3202229591 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3203137876
(103137873) der Sparkasse Duisburg 
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Die Sparkassenbücher Nr. 3200959223,
3201539081, 3237017433 
(alt 137017430) der Sparkasse Duisburg
wurden heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand
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Die Sparkassenbücher Nr. 3208158323
(alt 108158320), 3201840851,
3202456525 der Sparkasse Duisburg 
wurden heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 12. Mai 2015

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Jahresabschluss zum 31.12.2013 der
GMVA GmbH & Co. KG

Die Gesellschafterversammlung der GMVA
GmbH & Co. KG, 46049 Oberhausen, hat
im Dezember 2014 den Jahresabschluss
zum 31. Dezember 2013 mit einem Jah-
resfehlbetrag von 2.790,27 EUR festge-
stellt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen
vom 08.06. bis 26.06.2015 in der Zeit von
8.30 Uhr bis 15.00 Uhr im Verwaltungs-
gebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße, Raum
104, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses
beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Vinken, Görtz, Lange & Partner, 
Duisburg, hat am 20. März 2014 folgen-
den Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung sowie Anhang - unter Einbeziehung
der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA GmbH & Co. KG, 46049 Ober-
hausen, für das Rumpfgeschäftsjahr vom
11. Dezember 2013 bis 31. Dezember
2013 geprüft. Die Buchführung und die
Aufstellung von Jahresabschluss und Lage-
bericht nach den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags
liegen in der Verantwortung der gesetz-
lichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurtei-
lung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchführung und über den
Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung“ vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu
planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter
sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass
unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags
und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft und stellt die Chancen und Risiken
der zukünftigen Entwicklung zutreffend
dar.

Duisburg, den 18. Dezember 2014

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Gerd Görtz Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, den 12. Mai 2015

GMVA Niederrhein GmbH
Geschäftsführung

Ingo Schellenberger
Dr. Gerd Terbeck

Jahresabschluss zum 31.12.2013 der
GMVA Verwaltungs-GmbH 

Die Gesellschafterversammlung der GMVA
Verwaltungs-GmbH, 46049 Oberhausen,
hat im Dezember 2014 den Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2013 mit 
einem Jahresfehlbetrag von 701,49 EUR
festgestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen
vom 08.06. bis 26.06.2015 in der Zeit von
8.30 Uhr bis 15.00 Uhr im Verwaltungs-
gebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße, 
Raum 104, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses
beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Vinken, Görtz, Lange & Partner, 
Duisburg, hat am 20. März 2014 folgen-
den Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss 
- bestehend aus Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie Anhang - unter
Einbeziehung der Buchführung und den
Lagebericht der GMVA Verwaltungs-
GmbH, 46049 Oberhausen, für das
Rumpfgeschäftsjahr vom 11. Dezember
2013 bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jah-
resabschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
und den ergänzenden Bestimmungen des
Gesellschaftsvertrags liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter der
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf
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der Grundlage der von uns durchgeführ-
ten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und über den Lagebericht
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen „Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung“ vor-
genommen. Danach ist die Prüfung so zu
planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaft-
liche und rechtliche Umfeld der Gesell-
schaft sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen der gesetz-
lichen Vertreter sowie die Würdigung der
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags
und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft und stellt die Chancen und Risiken
der zukünftigen Entwicklung zutreffend
dar.

Duisburg, den 18. Dezember 2014

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Gerd Görtz Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, den 12. Mai 2015

GMVA Niederrhein GmbH
Geschäftsführung

Ingo Schellenberger
Dr. Gerd Terbeck
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